
‚„„Beistan ist nötig, N1IC Wiıderstand“‘

Zehn Thesen der EKD ZU Kıirchenasyl

ESs g1bt eine christliche Beistandspflicht
Beistand für Bedrängte ist Chrıstenpflıicht. aran 1äßt die Bıbel keinen 7weıfel.

Solche Pflicht gılt auch gegenüber Menschen, dıie sich durch dıe Ablehnung ihres
Asylgesuchs und dıe danach anstehende Abschiebung Leib und Leben bedroht
sehen un! sıch deswegen Hılfestellung einzelne Chrıisten und Bürger, eın
Pfarramt, ıne Kirchengemeinde oder dıie Kırche wenden.

Beistand 1ST eın Widerstand die Rechtsordnung
Beıistand durch Gewährung VOIN Unterkunfit und Betreuung SOWI1Ee Rechtshilfe oder

Ööffentliche Appelle ZUT ufschıebung des Vollzugs der Abschiebung oder ZUrTr KOTr-
rektur der Abschiebeverfügung richten siıch als solche nıcht dıe Rechtsord-
NUuNng Den verantwortlichen Politikern und ehNOrden mögen solche ılfen und Pro-

ungelegen seIn. Rechtswidrig Sınd s1e nıcht

Nicht dıe Kirche, ANUr der Staat annn Asyl gewähren
‚„„‚Kırchenasyl®“ als ıne eigene Rechtsinstitution g1ibt ın der Bundesrepublık

Deutschland nıcht Die Kırche nımmt eın solches Recht auch nıcht ın Anspruch. Sıe
darf auch nıcht den Anscheıin einNes solchen Rechtes durch eın Verhalten,
mıt dem dıe Scheu staatlıcher rgane VOT dem Vollzug rechtmäßiger Maßnahmen
in kirchlichen Räumen ausgenutzt werden soll 1el des Beistandes ist vielmehr,
für Zuflucht suchende enschen ıIn der Bundesrepublik Deutschland, nıcht ın der
Kırche, dıe Gewährung des Asyls oder eines anderen Aufenthaltsrechts ZU Schutz
VOT besonderer Bedrohung doch noch erwiırken. Nur der aal kann eın olches
Recht gewähren.

Beistandshandlungen 7zielen auf die Überprüfung Von Abschiebeentscheidungen
In konkreten Einzelfällen

Gemelnden oder einzelne Christen beteiligen siıch dem Bemühen, ın konkreten
Eınzelfällen, in enen die staatlıche Handhabung des geltenden Rechts diesem nicht
gerecht werden scheint, 1E Überprüfung der staatlıchen Anordnung erwIr-
ken ıne solche Überprüfung ist geboten, WE befürchtet werden muß, da dıe
Asyl suchende Person 1m der Abschiebung Leıib und Leben edroht ist In
Einzelfällen sınd abgeschobene Flüchtlinge pfer schwerer enschenrechtsverlet-
ZUNgSCH geworden. Dies führt einer Spannung zwischen dem im chrıistlichen
(Gjew1ssen gebotenen Beistand un! der staatlıchen Anordnung. Dıiıe Betreuung Von

Ausländern, denen Abschiebung droht, und dıe Fürsprache ihren CGunsten sollen
nıcht das eCcC außer Kraft seizen, sondern dazu beıtragen, dal3 Gerechtigkeıt im
Eınzelfall geübt ırd Von kirchlicher Seite können, 7 aufgrund Öökumenischer
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ontakte, zusätzliche Erkenntnisse über dıe Sıtuation 1m Herkunftsland des Flücht-
lıngs gegeben werden. 1€eS$s hılft dem aal bel der Erfüllung seiner schwierigen Auft-
gabe, das geltende eCc nzuwenden.

Beistand iSt Abhilfe IM einzelnen Notfall, nıcht Maıittel ZUr Änderung
der Rechtsordnung

Miıt der Betreuung VON Schützlıngen und der Fürsprache für Ss1e ırd die Legitimi-
tat der Rechtsnormen und ihrer Anwendung nıcht 1n rage gestellt. Miıt der gewähr-
ten Hılfe soll die Bedrohung 1im Einzelfall abgewendet werden. Asyl suchende Men-
schen oder VOoOn Abschiebung bedrohte Menschen dürfen aber nıcht für eine Revisıon
der Gesetzeslage instrumentalısıert werden. Gleichwohl können diese FEıinzelfälle auf
Mängel In der allgemeınen Rechtslage oder be1l einzelnen Gesetzesregelungen hın-
welsen, die dann mıt dem 1e1 einer Anderung ZuU Gegenstand öffentlicher Kritik
und Auseinandersetzung gemacht werden mMmussen Dabe! ist auch dıe Kırche auf
Überzeugungsarbeit durch einleuchtende Argumente angewlesen. Einen besonderen
Anspruch, dıe Berücksichtigung ihres Standpunktes einzufordern oder durch eigen-
mächtiges Handeln erzwingen, hat s1e nıcht

Gewissensbedingte Rechtsverletzung ann ANUur persönlich verantiwortel werden

Wo Hılfe ın rechtswidriger Form, etwa durch Verstecken VO  — Ausländern VOT den
Behörden, gewährt wird, darf nıcht dıe Kırche als handelnde oder verantwortliche
Institution 1ın Anspruch werden. Wer bel seiıner für Bedrängte nach
ernsthafter Prüfung der Sach- und Rechtslage AUSs Gewi1ssensgründen gesetZ-
ıe Verbote verstößt, muß das alleın verantwortien und die Folgen se1Nnes Handelns
selbst tragen Die Bereıitschaft, sıch dem Vollzug 1m Wege des zıvilen Ungehorsams

wıdersetzen und die FecC  iıchen Konsequenzen dafür iragen, ist dann und 1Ur

dann als Gewissensentscheidung respektieren, WE S1e das 1e] hat, Le1ib un
Leben bedrohten Menschen helfen Die Kırche kann solche Entscheidungen
weder anstelle der einzelnen Christen reffen noch ihnen aufrufen. Wer die Kırche
oder eine bestimmte Gemeinde ın den Rechtsbruch hineinziehen will, begründet
damıt 7weifel der Ernsthaftigkeıit seiner persönlıchen Gewissensentscheidung
und seiner Bereıtschaft, dıe Folgen selines Handelns auf sich nehmen

Die Kirche respektiert und schützt eın INn oltes Wort gebundenes eWILsSseEN

Auch Chrısten, dıe AUuSs Gewissensgründen bel ihrer für Bedrängte
gesetzlıche Verbote verstoßen, haben Anspruch darauf, dal3 ihre Kırche s1e ın
und Seelsorge begleitet und ihnen Respekt und Schutz nıcht verweıigert. Dies kann
darın Z Ausdruck kommen, dal3 s1e für dıe gewlissenhafte Prüfung der Entscheil-
dungen über Rechtsverletzungen ZUT Verfügung steht, für dıe grundsätzlıche MöÖög-
lichkeıit solcher Entscheidungen Ööffentlich eintritt und 1m Konflıktfall Urc Ver-
miıttlung den Beteiligten einer menschlichen und aNngeMESSCHNCHN Ssung
beiträgt.
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Wer dıe Rechtsordnung umzuselzen hat, darf eswegen nicht moralısch
abgewertet werden

Kırchengemeinden und auch einzelne rısten, dıe sich ZUuI besonderen Be-
treuung un Obhut für Flüchtlinge entschließen, ollten dıe Voraussetzungen aiur
sorgfältig prüfen und en mıt staatlıchen tellen und Verantwortlichen
Kırchliche Appelle ZUT Erhaltung des Asylrechts sSınd wıiıederholt mıt dem FEın-
geständnıs verbunden SCWESCH, dal}3 dann auch Abschiebungen der Nıchtberechtig-
ten hingenommen werden mussen. Damıt würde siıch nıcht vertragen, WeNnNn in der
Praxıs Abschiebungen generell als unakzeptabel und unmoralısch ekämp werden.
Chrısten und ihre Gemeılnden ollten alles vermeıden, womıt kirchliches Ansehen
für en Vorgehen genutzt wird, mıt dem die über Asylanträge un! Aufenthaltsbegeh-
ICn Entscheidenden moralısch abgewertet und a  ZL werden.

Es geht nıcht einen Grundsatzstreit zwischen Kırche und Staat

Das Asylrecht und seine Anwendung SInd das Feld VO  —; Spannungen ın dem
Bemühen das rechte Mal} SCWECSCH und werden leiıben avon sınd viele
Gruppen und Kreise der SaNnzZeCh Gesellschaft betroffen. Christen und Kırchen bete1l-
ligen sıch selbstverständlıch Bemühen Gerechtigkeıit und Barmherzigkeıit. Slie
iragen auch damıt ihren besonderen Teıl einer gerechten un menscC.  en Ord-
Nung 1m aal be1 Meınungsverschiedenheıten 1ın Eınzelfällen SINnd €1 mıt ech-
selseitiger Bereitschaft ZUT Verständigung klären. Das Thema ‚„‚Kırchenasyl““ darf
nıcht einem grundsätzlıchen Konflıkt über das Verhältnis VO  - Kırche und Staat
gemacht werden.

Hilfsbereitschaft für Bedrängte ISt Zeichen der offnung
Beistand und Hılfe für Flüchtlinge Sınd eiıne weıtere Herausforderung. Der Be1l-

sStan für VO  — Abschiebung bedrohte Ausländer darf darum nıcht 1U als Rechts-
problem abgehandelt werden. Für solche Beistandshandlungen und den damıt VeEI-
bundenen zeıtliıchen UuISCHAU muß 1im Rechtsstaa: seiner Vertrauenswürdigkeıit
wıllen aum seIn. Selbst WE mıiıt ihnen Konflıkte verbunden sınd, bringen S1e doch

menschliche Zuwendung und dıe Bereitschaft ZU aktıven Einstehen für
Schwache und Gefährdete ZU Ausdruck. Der Beıistand für Bedrängte hat für
Christen nıcht DUr eine sozlale, Ondern auch eiıne geistlıche Dımension. Die Men-
schen, dıe oft mıt hohem persönlichen Einsatz Flüchtlingen In ihrer bedrängten
Lage beistehen, verdienen Respekt und Anerkennung. Ihre Hılfen sınd Zeichen der
Hoffnung angesichts verbreıteter Teilnahmslosigkeıt und arte gegenüber dem
Schicksal der Fremden 1ın uUuNseTeM Land (nach epd Nr. 176 Sep-
tember
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